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I.  Einleitung 

Die Verwirrung über den aktuellen Sachstand in Ungarn und Polen 

scheint sich nicht zu verringern. Der Abstieg beider Länder in die Auto-

kratie ist vor den Augen der gesamten Europäischen Union zur Realität 

geworden. Institutionelle gegenseitige Kontrolle ist illusorisch, und die 

Macht ist jetzt in den Händen der Köpfe der beiden Regierungsparteien 

zentralisiert. Obwohl die Situation in der internationalen Debatte als 

schlechtes Beispiel dafür dient, wie schnell populistische Politik eine 

konsequent (wieder)aufgebaute Demokratie zerstören kann, erhalten 

die an der Macht befindlichen Regierungen eine relativ stabile Unter-

stützung. 

Ungarn und Polen haben sich in der Tat am Rande eines vereinten 

Europas wiedergefunden, ohne eine bedeutende Stimme in den für die 

Europäische Union wichtigsten Angelegenheiten, aber mit einer ange-

messenen Anzahl von Verfahren vor dem EuGH, die mit der Vermutung 

einer Verletzung des EU-Rechts eingeleitet wurden. Laut Studien, die 

sich mit der in Europa stattfindenden Machtverschiebung befassen, 

schied Polen aus der Gruppe der Länder aus, die als konsolidierte De-

mokratien betrachtet wurden, und wurde zu einer halbkonsolidierten 

Demokratie, während Ungarn aus der Gruppe der Demokratien austrat 

und zu einem (hybriden) Übergangsregime wurde (Freedom House, 

2020: 3). Eine solche Position ist besonders bemerkenswert, wenn 

man bedenkt, wie erfolgreich die vergangenen zwei Jahrzehnte für diese 

Länder sowohl wirtschaftlich als auch politisch waren (Dixon/Landau, 

2019). 

Im Laufe der internationalen Debatte über die Sackgasse der euro-

päischen Rechtsstaatlichkeit, wurden die Fälle Polen und Ungarn häu-

fig zum Vergleich gegenübergestellt (Scheppele/Pech, 2018; Halmai, 

2019). Tatsächlich war das Handlungsmuster der Populisten sehr ähn-

lich, zielte darauf ab, dieselben ‚Feinde‘ machtlos zu machen und war 

mit den gleichen Mitteln umgesetzt (Drinóczi/Bień-Kacała, 2019: 

1142). Das augenfälligste Beispiel, das hier zu präsentieren wäre, wäre 

sicherlich die Art und Weise, in der beide Regierungen die Gerichte und 

die richterliche Unabhängigkeit angriffen, ihre Autorität untergruben 

und vor allem die Verfassungsgerichte auflösten (Sadurski, 2019: 
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58 ff.; Sólyom, 2015: 22).
1

 Leider ist keines dieser Manöver auf mas-

siven öffentlichen Widerstand gestoßen. Die ungarische und die polni-

sche Sabotage in verschiedenen Bereichen sind sich sehr ähnlich. Die 

Verweigerung der Aufnahme von Migranten gemäß dem europäischen 

Umsiedlungsplan, die Herabsetzung des Rentenalters für Richter, die 

auf die Ersetzung des gesamten Justizpersonals abzielte, die Vereinnah-

mung der öffentlichen Medien und die Behinderung der Glaubwürdig-

keit der privaten Medien
2

 – um nur einige solcher Aktionen zu nennen. 

Populistische Rahmenbedingungen wurden in den verschiedenen 

Ländern auf unterschiedliche Weise angepasst. Ungarische und polni-

sche Populisten untergraben liberale Prinzipien und Verfassungsgaran-

tien, während sie gleichzeitig versuchen, soziale Intoleranz und Angst 

gegen jede Person zu schüren, die anders aussieht, denkt, spricht oder 

sich anders verhält, unabhängig davon, ob es sich um einen Migranten 

oder einen Nachbarn handelt. Populisten vertiefen soziale Klüfte und 

polarisieren die Gesellschaft, indem sie von dem allgegenwärtigen Ge-

fühl des Argwohns und Misstrauens profitieren und die Menschen an-

fälliger für ihr Diktat machen. Die Menschen (,wir‘, ,das einfache Volk‘) 

empfinden einen tiefen Widerstand den nicht so genau definierten ,an-

deren‘ gegenüber. 

Vor diesem Hintergrund bleibt die Frage rätselhaft, was den popu-

listischen Erfolg angetrieben hat und derzeit antreibt. Es wurde festge-

stellt, dass der Populismus die meiste Unterstützung von denjenigen 

erhält, die durch die Globalisierung und den Laissez-faire-Kapitalismus 

benachteiligt wurden (Cederman, 2019). Victor Orbán und Jarosław 

Kaczyński machten sich die Unzufriedenheit mit den früheren Instituti-

onen zunutze und versprachen mehr Gerechtigkeit, Effizienz und Demo-

kratie, während sie gleichzeitig versuchten, die ex-kommunistischen Eli-

ten aus den staatlichen Institutionen zu entfernen (Krekó/Enyedi, 2018: 

42). Die Rhetorik der Populisten fand in Polen und Ungarn einen frucht-

baren Boden. Es sollte anerkannt werden, dass die Populisten die von 

                                    

1

  Im Jahr 2019 verabschiedete Ungarn ein Gesetz zur Einrichtung einer sepa-

raten Abteilung der Verwaltungsgerichte. Die Gerichte sollten dem Justizmi-

nister direkt unterstellt werden. Eine solche Bildung der Verwaltungsgerichts-

barkeit ließ unmittelbare Zweifel an ihrer Unabhängigkeit aufkommen. Später 

änderte Ungarn die Reform, nachdem sie von der Venedig-Kommission kriti-

siert worden war, und gab die Pläne anschließend ganz auf.  

2

  Dieser Prozess der Medieneroberung ist in Ungarn, wo sich 80 % der Medien 

im Besitz von Verbündeten der Regierung befinden, viel weiter fortgeschritten 

(Freedom House, 2019: 2).  
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ihren Vorgängern aufgebaute soziale Distanz zu den Bürgern überwun-

den haben. Sie begannen zuzuhören, gingen auf das Volk zu und ent-

wirrten ihre am meisten beunruhigenden Probleme.
3

 

Wissenschaftler, die die Ursachen des Populismus in Europa unter-

suchen, identifizieren hauptsächlich zwei Gruppen von Faktoren, die 

den größten Einfluss auf die Bereitschaft der Bürger gehabt haben könn-

ten, populistische Kandidaten zu wählen. Die erste Gruppe umfasst so-

ziale und wirtschaftliche Fragen, während die zweite kulturelle Faktoren 

beinhaltet (Halmai, 2019; Norris/Inglehart, 2019: 164). Es besteht 

kein universeller Konsens darüber, welche Gruppe von Ursachen für die 

Machtverschiebung ausschlaggebend war. Befürworter der Theorie, die 

die Bedeutung sozialer Faktoren betont, stützen sich auf populistische 

Wahlprogramme, die reich an sozialen Versprechungen sind. Die Geg-

ner hingegen weisen darauf hin, dass in Ländern wie Polen und Ungarn 

vor der Zeit der populistischen Regierungen die wirtschaftliche Lage 

stabil war (ausgenommen die Phasen wirtschaftlicher Krisen) und die 

wirtschaftliche Entwicklung konstant auf hohem Niveau verlief, so dass 

sich der Lebensstandard der Menschen im Allgemeinen verbesserte, 

was beweist, dass wirtschaftliche Argumente nicht der entscheidende 

Faktor sind (Sadurski, 2019: 169).  

Was die kulturellen Argumente anbelangt, so ist ihr Potenzial ein-

deutig unterschätzt worden. Viele Forscher haben solche Thesen in ihre 

Arbeit eingeschmuggelt und den populistischen Willen zur Stärkung der 

Gegensätze innerhalb der Gesellschaft und ihre Abneigung gegen Ein-

wanderer erwähnt, wie dies auch in den einleitenden Absätzen dieses 

Artikels geschehen ist. Kulturelle Faktoren haben jedoch eine unermess-

liche Macht, die Gesellschaft gegen einen unbestimmten Feind zu mo-

bilisieren. Viele Forscher, hauptsächlich Soziologen, behaupten, dass 

kulturelle Argumente die Mehrheit der populistischen Anhänger gewin-

nen (Gdula, 2017; Norris/Inglehart, 2019).  

Beide Haltungen enthalten Elemente von unbestreitbarer Wahrheit, 

aber die Feststellung der Überlegenheit des einen gegenüber dem an-

deren scheint an diesem Punkt nicht die wichtigste Frage zu sein. Grö-

ßere Bedeutung sollte der Analyse der aktuellen, konstanten und unan-

tastbaren Unterstützung für Populisten beigemessen werden. In diesem 

                                    

3

  Im Verlauf der polnischen Präsidentschaftswahlen 2020 gab der Hauptgegner 

von Andrzej Duda – Rafał Trzaskowski – selbst zu, dass der Sieg des PiS-

Kandidaten bei der letzten Wahl vor allem darauf zurückzuführen war, dass 

er begonnen hatte, mit den Menschen zu sprechen (Cylka, 2020). 
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Zusammenhang ist die Sozialpolitik zweifellos ein äußerst wichtiges Kri-

terium. Denn die ungarischen und polnischen Regierungsparteien ha-

ben nicht nur Wahlversprechen abgegeben, sondern es auch geschafft, 

bestimmte Konzepte umzusetzen. Eine Bewertung der Rolle dieser Lö-

sungen sollte der Ausgangspunkt sein, sowohl für die Erforschung des 

Erfolgs der Populisten als auch für die Wiederherstellung des Vertrauens 

in andere Parteien. Diese müssen dann beginnen, ein Gegengewicht 

(wieder)herzustellen.  

Es überrascht nicht, dass das Hauptaugenmerk der Rechtsgemein-

schaft auf den institutionellen Veränderungen lag, die in beiden Ländern 

eingeführt wurden. Nicht so viel Mühe wurde aber darauf verwandt, die 

Gründe für die gegenwärtige Unterstützung populistischer Regimes zu 

analysieren. Eine Gegenüberstellung von sozioökonomischen Argumen-

ten mit denen kultureller Herkunft kann eine Quelle vieler fruchtbarer 

Überlegungen sein, von denen einige zu einer angemessenen Antwort 

auf populistische Politik beitragen sollten. Vergleichende Untersuchun-

gen dieser Art fehlen vor allem im Zusammenhang mit solchen mittel-

osteuropäischen Ländern wie Polen, Ungarn, der Tschechischen Re-

publik und der Slowakei, deren Wirtschaft sich in den letzten zwanzig 

Jahren ständig weiterentwickelt hat. Genau aus diesem Grund ist der 

antidemokratische Wandel in diesen Ländern nach wie vor eine Quelle 

großen Unverständnisses und großer Enttäuschung. Vor diesem Hinter-

grund betrachtet, wurde der Zweck dieses Artikels offensichtlich. Der 

Hauptgedanke besteht darin, zu untersuchen, wie ökonomische und 

kulturelle Entwicklungen zusammenwirken, um Unterstützung für den 

Populismus in Ungarn und Polen zu erzeugen. Die zu verifizierende An-

nahme wäre, dass gerade diese Synergie zwischen beiden Gruppen von 

Faktoren entscheidend für populistische Erfolge war und ist und sie 

gleichzeitig so schwer zu bekämpfen macht.  

II.  Polen zu Zeiten der PiS Partei 

Da populistische Ansichten weder mit linker noch mit rechter Politik 

vollständig identifiziert werden können (Mudde/Kaltwasser, 2017: 8), 

kann man keine Vermutungen darüber anstellen, welche Themen in den 

Vordergrund ihres Engagements gestellt werden. Um festzustellen, in-

wieweit verschiedene soziale und kulturelle Anreize die Unterstützung 

populistischer Regimes prägen, ist es notwendig, ihre Präsenz in den 

jeweiligen nationalen Ordnungen zu untersuchen. Von den beiden The-

men werden zunächst die sozioökonomischen Argumente behandelt, 
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um zu beurteilen, welche Art von sozialem Engagement die Regierungen 

verfolgen. Obwohl es keinen Zweifel daran gibt, dass die institutionellen 

Veränderungen, die die beiden Verwaltungen eingeführt haben, analog 

sind, wurde dem Vergleich ihrer Entwicklungen im Bereich der Sozial-

politik nicht viel Aufmerksamkeit geschenkt. Ziel wäre es, in den Ver-

waltungen beider Länder genau festzustellen, welche Bedeutung der 

Sozialpolitik beigemessen wurde, welche der Wahlversprechen erfüllt 

wurden und ob sie zum Wohle der Gesellschaft waren. Ein Einblick in 

bestimmte sozialpolitische Maßnahmen, die von Populisten ergriffen 

wurden, wird notwendig sein, um diese Fragen richtig anzugehen. Es 

fällt sofort auf, dass Ungarn und Polen bei der Umsetzung der verschie-

denen Sozialpolitiken unterschiedliche Prioritäten haben. So mögen die 

politischen Ziele zwar die gleichen sein, aber es scheint, dass die un-

garische und die polnische Agenda unterschiedliche soziale Ziele an-

streben.  

Das Regime der PiS Partei
4

 wurde vor allem mit robusten sozialen 

Versprechungen und Überverteilung in Verbindung gebracht. Die Rhe-

torik der Wahlkampagnen in den Jahren 2015 und 2019 basierte auf 

der Debatte über soziale Fragen. Anders als die vorherige Regierung der 

Koalition Bürgerplattform und Polnischer Volkspartei (PO-PSL), ver-

pflichtete sich die PiS, auf das so genannte ,Sparprogramm‘ zu verzich-

ten. Die Partei von Kaczyński hat einen Vertrauensvorschuss vor allem 

dadurch aufgebaut, dass sie sich mit Themen befasste, die für die Le-

bensqualität der Polen von grundlegender Bedeutung sind, und verspro-

chen, in dieser Hinsicht wesentliche Verbesserungen einzuführen. Sozio-

ökonomische Ungleichheiten, insbesondere zwischen den geographi-

schen Zentren des Staates und seiner Peripherie, wurden ebenso her-

vorgehoben wie die versprochene soziale Hilfe zur Überbrückung dieser 

wirtschaftlichen Kluft. Da weit gefasste Versprechungen, die in der Vor-

wahlperiode gemacht wurden, ohnehin schon eine bekannte Strategie 

sind, wären solche Versprechungen nichts Ungewöhnliches, wenn die 

PiS nicht konsequent ihren sozialen Verpflichtungen nachgekommen 

wäre. In diesem kurzen Kommentar lohnt es sich, auf die wichtigsten 

                                    

4

  Die derzeit regierende polnische Mehrheit besteht aus Prawo i Sprawiedli-

woś ć (Recht und Gerechtigkeit, im Folgenden als PiS oder PiS Partei bezeich-

net), Solidarna Polska und Porozumienie, die zusammen die so genannte 

Zjednoczona Prawica (Vereinte Rechte) bilden. Da die Mehrheit hauptsächlich 

aus PiS-Mitgliedern besteht, ist es nach wie vor üblich, eher über die PiS-

Regierung als über die Koalition zu sprechen, und dies wird auch für diesen 

Artikel gelten.  
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der von den Populisten in Polen eingeführten Veränderungen einzuge-

hen. Diese betreffen den Bereich der Sozialhilfe, den Wohnungsbau und 

die Steuerpolitik im Hinblick auf den Schutz des Existenzminimums
5

. 

Eines der Hauptversprechen, das im PiS-Wahlkampf 2015 häufig 

gemacht wurde, war die Einführung einer Sozialhilfe in Form eines di-

rekten Zuschusses von 500 PLN (ca. 120 EUR) für Familien mit Kin-

dern. Die Familienzulage, das so genannte Programm 500+, erwies 

sich als großer Erfolg, und obwohl sie zu erheblichen Ausgaben aus dem 

Staatshaushalt
6

 führte, ermutigte die positive soziale Reaktion die Re-

gierung, den Umfang der Zulage sogar noch auszuweiten. Während 

500+ ursprünglich für Familien mit mindestens zwei Kindern
7

 gewährt 

wurde, wird sie nach der Einführung der Änderungen im Jahr 2019 nun 

ohne weitere Vorbehalte für das erste Kind gewährt. Es gibt viele Ein-

wände gegen die derzeitige Form des Programms. Einer davon ist das 

Fehlen einer Einkommensgrenze, bei deren Überschreitung das Geld 

nicht gewährt würde (Magda/Brzeziński/Chłoń-Domińczak et al., 

2019: 3). Gegenwärtig können auch sehr wohlhabende Familien die 

500+ beantragen.
8

 Ein weiterer Grund ist die Tatsache, dass es keine 

Kontrolle über die Art und Weise gibt, wie die Gelder ausgegeben wer-

den; daher finanzieren sie oft die Gewohnheiten der Eltern. In solchen 

Fällen trägt 500+ in keiner Weise zur Verbesserung der Lebensqualität 

der Kinder bei, sondern erleichtert vielmehr die Sucht der Eltern und 

unterstützt stattdessen pathologisches Verhalten. Darüber hinaus war 

eine der Hauptziele bei der Einführung des Programms die Erhöhung 

                                    

5

  Mindesteinkommensunterstützungssysteme gehören üblicherweise zu der 

Gruppe von Leistungen, die als Sozialhilfe bezeichnet werden. Da die Ände-

rungen bezüglich des Existenzminimums in Ungarn und Polen jedoch in erster 

Linie im Hinblick auf die Steuerpolitik beschlossen wurden, wollte der Autor 

diese Unterscheidung vornehmen.  

6

  Seit der Programmeinführung bis 2019 erreichte der Gesamtbetrag, der für 

die Umsetzung von 500+ ausgegeben wurde, 67 Milliarden PLN (Najwyż sza 

Izba Kontroli, 2019: 6)  

7

  Die Leistung hätte Familien mit einem Kind gewährt werden können, wenn 

das monatliche Familieneinkommen pro Person nicht mehr als 800 PLN (ca. 

190 EUR) betrug.  

8

  Eine Studie ergab, dass etwa 1,5 Milliarden PLN aus dem Programm an die 

reichsten Familien gehen (Magda/Brzeziński/Chłoń-Domińczak et al., 2019: 

9).  
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der Geburtenrate.
9

 Es ist schwer anzunehmen, dass erwachsene Men-

schen, die rational die Gründung einer Familie planen, von einem zu-

sätzlichen Zuschuss von 500 PLN überzeugt werden können. Die oben 

zitierte Studie
10

 zeigt, dass das Programm auch negative Auswirkungen 

hatte, z. B. auf die berufliche Tätigkeit von Frauen. Der Untersuchung 

zufolge hat das Elterngeld 100.000 Frauen aus dem Arbeitsmarkt ver-

drängt (vor allem Frauen aus Kleinstädten sowie Frauen mit niedrigem 

Einkommen und schlechtem Bildungshintergrund). Wenn eine Familie 

zwei oder mehr Kinder hat, übersteigt das Elterngeld oft das Einkom-

men der Mutter, was ein Argument dafür ist, die schlecht bezahlte Ar-

beit aufzugeben. Abgesehen davon schränken die hohen Kosten des 

Programms den Handlungsspielraum der öffentlichen Finanzen ein und 

zwingen zu Steuererhöhungen und anderen Ausgabenbeschränkungen 

(z.B. im Bildungs- und Gesundheitsbereich).
11

  

Es ist wahr, dass sich die Lebensqualität vieler polnischer Familien 

verbessert hat, was die zweite Erklärung in Bezug auf das Programm 

darstellte. Es ist jedoch nicht klar, dass 500+ die Lorbeeren dafür für 

sich beanspruchen kann. Es wird angenommen, dass das Programm 

einer der Hauptfaktoren war, die zu einer Verringerung der extremen 

Armut in Familien mit Kindern beigetragen haben. Nach Angaben des 

Polnischen Statistischen Zentralamts war der Rückgang der ,Ausgaben-

armut‘
12

 jedoch viel geringer als vorhergesehen. Nach den Untersuchun-

gen des polnischen Obersten Rechnungshofes kann nicht eindeutig fest-

gestellt werden, dass die Verringerung der Armut (die sich bemerkbar 

macht durch den Rückgang der Zahl der Familien, die Sozialhilfeleis-

tungen beantragen) auf die Einführung von 500+ zurückzuführen ist 

(Najwyższa Izba Kontroli, 2019: 12). Unabhängig von den wissen-

schaftlich belegten Ergebnissen, ist 500+ zu einer Vorzeigeleistung der 

PiS-Politik geworden. Wie populär 500+ in der polnischen Gesellschaft 

                                    

9

  Dieses Ziel wurde nicht erreicht; 500+ trug nicht zu einer Erhöhung der Ge-

burtenrate bei (Magda/Brzeziński/Chłoń-Domińczak et al., 2019: 5). Diese 

Schlussfolgerung wurde von der polnischen Regierung selbst bestätigt (Busi-

ness Insider, 2019). 

10

.  Die einzige professionelle Forschung über die Ergebnisse des 500+ Pro-

gramms, die mit Abstand durchgeführt wurde. 

11

  Inzwischen sind sechs neue Steuern und Abgaben eingeführt worden, was zu 

einer Einsparung im Staatshaushalt von etwa 14 Milliarden PLN geführt hat 

(Cieś lak-Wróblewska, 2020). 

12

 Die Situation, in der der von der Familie auszugebende Betrag das Existenz-

minimum nicht übersteigt. 
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ist, kann daran abgelesen werden, dass die Oppositionsparteien ange-

kündigt haben, 500+ beizubehalten, wenn sie an die Macht kämen 

(Gazeta Wyborcza, 2017, 2020).  

Eine weitere gesellschaftliche Gruppe, die PiS für sich gewinnen 

wollte, waren die älteren Menschen. Auch hier bestand der große Erfolg 

der Partei, wie schon bei 500+, darin, die zwei problematischsten Be-

reiche aus der Sicht der polnischen Rentner zu identifizieren. Die erste 

Mühe der älteren Menschen sind die Renten, die oft zu niedrig sind, um 

existenzielle Grundbedürfnisse zu befriedigen. Weitere, mit dem ersten 

Thema verwandte Probleme sind die Gesundheitsversorgung
13

 und die 

Notwendigkeit, Medikamente zu kaufen, die oft sehr teuer sind. Die 

Regierung schlug seniorenfreundliche Programme vor, um diese beiden 

Probleme zu lösen. Die Antwort auf die niedrigen Renten war die Zah-

lung einer so genannten 13. Monatsrente, d.h. einer zusätzlichen Rente 

pro Jahr, deren Höhe im Voraus festgelegt und für alle gleich ist
14

. Die 

Zahlungen sind bereits zweimal erfolgt (2019 und 2020). Zu den Zu-

sagen für die Folgejahre gehört die regelmäßige Zahlung sowohl einer 

13. als auch einer 14. Monatsrente. Ein weiteres Sozialprogramm für 

Senioren war die Einführung kostenloser Medikamente. Die Änderung 

des Gesetzes über öffentlich finanzierte Gesundheitsdienstleistungen
15

 

sah die Erstattung der Kosten für in der Verordnung des Gesundheits-

ministers angegebene Medikamenten für Personen über 75 Jahre vor. 

Obwohl die Liste nicht alle Arten von Medikamenten enthält und viele 

davon noch bezahlt werden müssen, fand das Programm die Zustim-

mung der älteren Menschen und erfüllte die Verpflichtung gegenüber 

dieser sozialen Gruppe.  

                                    

13

  Die Gesundheitsfürsorge im polnischen Kontext ist ein sehr weit gefasstes 

Thema, aber es ist nicht ratsam, in diesem kurzen Artikel das Thema der 

Unterinvestition in das polnische Gesundheitssystem zu entwickeln. Im Zu-

sammenhang mit der von der PiS verfolgten Sozialpolitik sind für ältere Men-

schen die monate- und manchmal jahrelangen Warteschlangen in Erwartung 

eines Termins bei einem Arzt einer bestimmten Fachrichtung oder eines me-

dizinischen Verfahrens, die wichtigsten Probleme. Hinzu kommen die sehr 

hohen Preise für verschreibungspflichtige Medikamente, die oft gar nicht oder 

nicht ausreichend erstattet werden, um sie aus dem Budget eines Rentners 

zu kaufen. 

14

  Im Jahr 2019 betrug die Höhe der 13. Rente 888 PLN (ca. 200 EUR).  

15

  Das Gesetz vom 12. Mai 2016 über öffentlich finanzierte Gesundheitsdienste. 

Gesetzblatt der Republik Polen 2016, Rs. 652. 
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Als Folge des Urteils des polnischen Verfassungsgerichtshofes von 

2015 wurden weitere Änderungen in der Steuerpolitik umgesetzt. Da-

mals entschied das Gericht, dass das Fehlen eines Mechanismus zur 

Korrektur der Höhe der Einkommenssteuerminderung – und damit zur 

langfristigen Beibehaltung des Steuerfreibetrages auf einem festen Ni-

veau und seiner Unabhängigkeit von der sozialen und wirtschaftlichen 

Situation des Staates – ein Fehler im Steuerrecht ist, der in einem de-

mokratischen Staat, der die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit um-

setzt, nicht akzeptabel ist.
16

 Das Tribunal erklärte die Situation für un-

zulässig, in der der im polnischen System vorgesehene steuerfreie Be-

trag unter dem von den Sozialhilfebehörden festgelegten Existenzmini-

mum lag.
17

 Nach dem Urteil wurde eine Gesetzesänderung notwendig, 

obwohl die Erhöhung des Freibetrages bereits auf der Tagesordnung der 

Regierung stand. Der jährliche Freibetrag wurde zum ersten Mal im No-

vember 2016 angehoben, und zwar auf 6600 PLN (1500 EUR). Der 

steuerfreie Betrag wurde dann 2017 erneut auf 8000 PLN (1800 EUR) 

angehoben, wobei es bis heute geblieben ist. Auch wenn die Erhöhung 

des Freibetrages der PiS ermöglichte, ein weiteres erfülltes Versprechen 

auf einer umfangreichen Liste, die sie vor den Wahlen unterzeichnet 

hatte, ,abzuhaken‘, ist die Situation Polens in dieser Hinsicht objektiv 

gesehen bei weitem nicht zufriedenstellend. Es hat einen der niedrigs-

ten Freibeträge in Europa
18

, und obwohl die eingeführten Änderungen 

auf Personen angewandt wurden, deren Einkommen das Existenzmini-

mum nicht (oder nur geringfügig) übersteigt, bleibt die Gruppe der mit-

tellosen Bürger (deren Situation nur geringfügig besser ist) die am 

stärksten belastete im polnischen Steuersystem.
19

 Die PiS Partei be-

schränkte sich jedoch nicht auf die oben genannten Lösungen. Neben 

den Gruppen der Älteren und der wirtschaftlich am stärksten Benach-

teiligten, wollte Kaczyński auch die Unterstützung der Jugendlichen ge-

                                    

16

  Urteil des Verfassungsgerichts der Republik Polen Nr. K 21/14, 20. Oktober 

2015, Abs. 224. 

17

  Ebd., Abs. 233. 

18

  Nur in Ungarn und Bulgarien gibt es keinen steuerfreien Betrag im Steuersys-

tem (EJ, 2018).  

19

  Oberhalb von 8000 PLN (ca. 1800 EUR) sinkt die Schwelle des steuerfreien 

Betrags proportional, und zwischen 13.000 PLN und 85.528 PLN pro Jahr 

(2900 – 19.000 EUR) liegt sie bei 3091 PLN, was bedeutet, dass sich bei 

dieser Schwelle der steuerfreie Betrag nicht geändert hat und derselbe bleibt 

wie vor dem Urteil des Verfassungsgerichtshofes. 
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winnen. Obwohl sich die wirtschaftliche Situation in Polen in den letz-

ten Jahren stetig verbessert hat und folglich auch die Gehälter gestie-

gen
20

 sind, ist der Einstieg in den Arbeitsmarkt, wo Erfahrung nach wie 

vor das wertvollste Kapital ist, für die Jüngsten direkt nach dem Stu-

dium nicht einfach. Daher beschloss die Regierung im Jahr 2019 die 

Einführung eines Steuerfreibetrages für diese Personen, der eine Befrei-

ung von der persönlichen Einkommenssteuer für Personen bis 26 Jahre 

vorsieht. Die Steuererleichterung gilt für Einkünfte aus Arbeitsverträgen 

und Verträgen zivilrechtlicher Natur bis zu 85.528 PLN (19.100 EUR) 

im Steuerjahr.  

Wie bereits erwähnt, wurde die Aufmerksamkeit nur auf die wich-

tigsten und symbolträchtigsten Sozialreformen der polnischen Regie-

rung gelenkt. Darüber hinaus hat die PiS seit Beginn ihrer Regierung im 

Jahr 2015 unter anderem den Mindestlohn angehoben, das Rentenalter 

gesenkt
21

 und den Bau von Sozialwohnungen eingeleitet. Die in allen 

diesen Bereichen umgesetzten Wohlfahrtsprogramme schaffen die Vi-

sion einer Regierung, die den Menschen zuhört und sich auf ihre Be-

dürfnisse konzentriert. Das Programm 500+ und die Steuererleichte-

rungen für junge Menschen haben ein breites Spektrum von Bürgern 

erreicht, und die Begünstigten wurden, wenn auch nur in geringem 

Maße, positiv von ihnen beeinflusst. Trotz der von Ökonomen und So-

ziologen formulierten Skepsis gegenüber den Programmen, die ihrer 

Einschätzung nach nicht gut durchdacht sind, oder ihrer übermäßigen 

Belastung des Staatshaushalts, verweist die Partei stets darauf, dass 

die Lösungen eingeführt wurden und ständig verbessert werden. Diese 

Rhetorik lässt sich mit dem Satz „Wir haben etwas für euch getan, 

während sie“ – d.h. die anderen – „nichts getan haben“ zusammenfas-

sen. Es ist schwer, sich einer solchen Behauptung zu widersetzen, denn 

obwohl frühere Regierungen Infrastruktur in Form von Autobahnen, Sta-

dien und Schulen gebaut haben, haben sie nicht in dem Maße direkt in 

die Menschen investiert, wie es die PiS heute tut. Schließlich ist es nicht 

schwer, zu der Schlussfolgerung zu kommen, dass kein Betrag, der für 

                                    

20

  Auf der Grundlage der Ankündigung des Polnischen Statistischen Zentralamts 

vom 20. Juni 2020 betrug die durchschnittliche Bruttovergütung im Unter-

nehmenssektor im Mai 2020 5119.94 PLN (1146 EUR). 

21

  EuGH, Rs. C-192/18, Urt. v. 5.11.2019, ECLI:EU:C:2019:924 über die Her-

absetzung des Rentenalters der Richter des polnischen Obersten Gerichtshofs. 

Das Urteil enthält auch einige allgemeine Anmerkungen zum polnischen Ren-

tensystem. 
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das ,Allgemeinwohl‘ ausgegeben wird, von den Menschen so gerne 

empfunden wird, wie die kleinste Vermehrung ihres eigenen Geldes.  

III.  Orbáns welfare bedeutet workfare 

Vor der Machtübernahme von Fidesz im Jahr 2010, aber praktisch seit 

der Transformation von der sozialen zur freien Marktwirtschaft, verfügte 

Ungarn stets über ein recht großzügiges Sozialsystem, das das Solida-

ritätsprinzip weitgehend verwirklichte (Szkira/Szelewa, 2010: 95). 

Nach dem Regimewechsel war die Arbeitslosigkeit in Ungarn ein wich-

tiges soziales Problem (Trulli, 2019: 2), und der Staat musste die ver-

lorenen Arbeitsplätze von Hunderttausenden von Menschen kompensie-

ren (Zolnay, 2012: 2). In der Öffentlichkeit entstand die Überzeugung, 

dass die Armen übermäßig subventioniert worden waren, was einen 

Mythos der weit verbreiteten Abhängigkeit von Sozialleistungen schuf, 

die es abzuschaffen galt. Arme und Arbeitslose wurden im Zuge der 

Weltwirtschaftskrise zunehmend für ihr Schicksal verantwortlich ge-

macht (Szikra, 2018: 5). Die aufeinander folgenden Regierungen ha-

ben aus dieser Rhetorik Kapital geschlagen, indem sie das Gefühl des 

Wohlfahrtschauvinismus förderten und die Gesellschaft mit armen- und 

romafeindlichen Argumenten polarisierten (Vidra, 2018: 78)
22

.  

Als der ungarische Premierminister Viktor Orbán 2014 seine Absicht 

verkündete, eine Workfare-Gesellschaft zu schaffen, anstatt die westli-

che Idee der Wohlfahrt zu verfolgen, fand der Vorschlag breite Zustim-

mung. Während seiner Rede auf der XXV. Freien Sommeruniversität 

und dem Jugendcamp von Bálványos in Băile Tuşnad sagte er: „Bisher 

kennen wir drei Formen der staatlichen Organisation: den National-

staat, den liberalen Staat und den Wohlfahrtsstaat. Und die Frage ist, 

welcher kommt weiter? Die ungarische Antwort auf diese Frage lautet, 

dass die Ära des Arbeitsstaates näher rückt“. Diesen Sätzen folgte die 

umstrittenste Erklärung der ganzen Rede. „Wir wollen eine Arbeitsge-

sellschaft organisieren, die, wie ich soeben erwähnt habe, das Odium 

der Feststellung auf sich nimmt, dass sie offen ausspricht, dass sie ... 

                                    

22

  2020 kündigte Fidesz die Aussetzung der Auszahlung von Entschädigungen 

an Gefangene aufgrund der schlechten Haftbedingungen an und beschuldigte 

die mit den Verurteilten kooperierenden Nichtregierungsorganisationen und 

Anwälte, aus solchen Entschädigungsverfahren Geschäfte zu machen 

(Hungary Today, 2020). 
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keine liberale Demokratie ist“ (Orbán, 2015). Orbán selbst gab zu, dass 

er beabsichtigt, einen illiberalen Staat aufzubauen.  

Ungarn begann seinen Wandel hin zu einer anderen Art von Sozial-

politik, nämlich dem System der Workfare. Fidesz versprach, radikale 

Schritte zu unternehmen, um Langzeitarbeitslose zur Arbeitssuche (Al-

bert, 2019) und zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zu bewegen, an-

statt weiterhin passive Sozialhilfeempfänger zu bleiben (Vidra, 2018: 

74), und das tat er auch. Es wurde das ,Pathway-to-Work-Programm‘ 

eingeführt, welches den Anspruch auf Sozialleistungen an die öffentli-

che Pflichtarbeit knüpfte. Die Teilnahme daran, ist nicht von der Aus-

bildung oder dem Beruf der Person abhängig. Der Lohn eines öffentli-

chen Bediensteten beläuft sich auf ca. 70 % des Mindestlohns. Eine 

solche Lösung schuf eine einfache Möglichkeit für Arbeitgeber, ihre Be-

schäftigten als Quelle billiger Arbeit auszunutzen. Sie hat oft zu einer 

Situation geführt, in der Menschen auf der Grundlage solcher Vereinba-

rungen eingestellt wurden und nur offiziell ,Arbeit suchten‘, während es 

in Wirklichkeit nur zum Vorteil des Arbeitgebers war, der ihnen weniger 

bezahlen konnte, als er unter normalen Umständen hätte zahlen müs-

sen. Das öffentliche Arbeitsprogramm wurde von den Arbeitgebern (ein-

schließlich des Staates selbst) häufig genutzt, um ehemals entlassene 

Arbeitnehmer zu niedrigeren Löhnen und mit schwächerem Sozial-

schutz wieder einzustellen (Szikra, 2018: 5). Studien zeigen auch, dass 

sich das ,Pathway-to-Work-Programm‘ bei der Bekämpfung der Arbeits-

losigkeit nicht als wirksam erwiesen hat. Es versäumte es, Menschen 

wieder in den primären Arbeitsmarkt zu integrieren, während es gleich-

zeitig Mittel aus anderen, möglicherweise effizienteren Instrumenten
23

 

absorbierte, und es führte zur Stigmatisierung der Arbeitslosen, indem 

es ihnen grundlegende Arbeitnehmerrechte vorenthielt. Im März 2017 

wurden nach dem Engagement der EU Maßnahmen ergriffen, um zu 

verhindern, dass das Programm zu einer dauerhaften Lösung für die 

Arbeitslosen wurde. Ab Juni 2018 dürfen Arbeitssuchende über einen 

Zeitraum von drei Jahren nur noch maximal ein Jahr lang im öffentli-

chen Arbeitsprogramm beschäftigt werden, es sei denn, sie finden un-

verschuldet keine Stelle auf dem primären Arbeitsmarkt (Trulli, 2019).  

                                    

23

  Das öffentliche Arbeitsprogramm soll mehr als zwei Drittel des Budgets für 

aktive Arbeitsmarktpolitik ausmachen (Vidra, 2018: 76; Europäische Kom-

mission, 2017a). 
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Was die Steuerpolitik betrifft, so wurde 2011 eine pauschale Ein-

kommenssteuer für natürliche Personen eingeführt, und der Mindest-

lohn, der bisher nicht besteuert worden war, wurde mit einem Satz von 

16 % belegt. (Seit 2016 beträgt der pauschale Steuersatz 15 %)
24

. Die 

Steuererstattung für Geringverdiener wurde schrittweise reduziert und 

schließlich ganz aus dem System gestrichen. Es muss berücksichtigt 

werden, dass die Löhne in Ungarn im Vergleich zum EU-Durchschnitt 

immer noch niedrig sind (Grant Thornton, 2018). Es kommt häufig vor, 

dass der Lohn, den man anständig verdienen kann, nur geringfügig über 

dem Satz der Arbeitslosenunterstützung liegt. Die soziale Gruppe der 

,erwerbstätigen Armen‘ (‘in-work poor’) befindet sich in einer besonders 

schwierigen Situation, erhält aber vom Staat keine substanzielle Hilfe 

(Albert, 2019: 17), etwa in Form von Steuervergünstigungen. Die Sta-

tistiken zeigen, dass die Zahl der Menschen mit Arbeitsstellen, die in 

Armut leben, in den letzten Jahren deutlich gestiegen ist und 2018 

450.000 erreicht hat, was 10 % der Stelleninhaber entspricht (Halász-

Szabó, 2018). Orbáns Verpflichtung, den Prozentsatz der Menschen zu 

senken, die Sozialhilfe beantragen, steht in klarem Widerspruch zu der 

mangelnden Unterstützung für diejenigen, die zwar über die Runden 

kommen, sich aber immer noch weigern, ihre schlecht bezahlte Arbeit 

aufzugeben und sich für das öffentliche Wohl einzusetzen. 

Anstatt die sozialen Ungleichheiten zu beseitigen, verteilte die Wohl-

fahrtspolitik der Orbán-Regierung die Quellen von den Armen auf den 

wohlhabenderen Teil der Gesellschaft um (Szikra, 2018: 3). Der 38-

prozentige Steuersatz für das höchste Einkommen wurde durch einen 

neuen Pauschalsatz ersetzt, wodurch die Wohlhabendsten zu den größ-

ten Nutznießern der neuen Gesetze wurden (Magyar, 2016: 159). 

Während das Gesetz für die Ärmsten eine neue wirtschaftliche Belas-

tung einführte, verbesserte es die Situation der Bessergestellten. Das 

einzige Merkmal, das einen Abzug von der persönlichen Einkommens-

steuer ermöglicht, ist der 2011 eingeführte Familien-Steuerfreibetrag, 

der sich an Familien mit Kindern richtet und insbesondere auf die Un-

terstützung von Familien mit mindestens drei Kindern abzielt
25

. Es 

                                    

24

  Es ist erwähnenswert, dass im Gegenteil, der Mehrwertsteuersatz in Ungarn 

mit 27 % der höchste in Europa ist. Er stellt eine echte wirtschaftliche Belas-

tung für alle Verbraucher (auch für die Armen) dar, da die Mehrwertsteuer-

Neutralität nur für Unternehmer gilt.  

25

  Ab 2019 sind die Beträge des Familien-Steuerfreibetrags wie folgt erhöht: 

66.670 HUF (ca. 190 EUR) bei einem unterhaltsberechtigten Kind, 133.330 

HUF (ca. 385 EUR) bei zwei unterhaltsberechtigten Kindern bzw. 220.000 
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wurde argumentiert, dass die Pauschalsteuer durch eine progressive 

Besteuerung, ,einen fairen und nachhaltigen Steuersatz für Menschen 

mit Durchschnittseinkommen‘ und einen steuerfreien Mindestlohn er-

setzt werden sollte (Béni, 2018).  

Dieselbe Strategie, Orbáns Vision einer echten ungarischen Familie 

zu fördern, gilt auch für die Familienhilfepolitik des Staates. Im Jahr 

2019 wurde der ,Aktionsplan zum Schutz der Familie‘ eingeführt, der 

verschiedene Leistungen für die Familien der Mittel- und insbesondere 

der oberen Mittelschicht vorsieht (Győri, 2020: 17). Das Wohnbaupro-

gramm mit dem Namen CSOK bietet Familien mit drei Kindern ein 

mehrjähriges Durchschnittseinkommen in Ungarn, um den Bau neuer 

Häuser zu unterstützen. Das Programm wurde kürzlich mit der Mög-

lichkeit von Investitionen in den sekundären Wohnungsmarkt geändert. 

Eine andere Sozialpolitik namens ,Warten auf das Baby‘ bietet ein zins-

loses Darlehen von bis zu 10 Millionen HUF (ca. 30.000 EUR), das 

von jedem Ehepaar in Anspruch genommen werden kann, solange die 

werdende Mutter über 18 und unter 40 Jahre alt ist. Dementsprechend 

gibt es wie im Falle der polnischen 500+ keine Kontrolle darüber, wie 

die Mittel ausgegeben werden. Wenn ein drittes Kind eintrifft (innerhalb 

von drei Jahren nach dem zweiten), wird die Gesamtschuld vollständig 

erlassen, wodurch das Darlehen in einen weiteren Zuschuss umgewan-

delt wird. Angesichts der extrem langen Rückzahlungsfrist und der stei-

genden Inflationsrate ist das Darlehen zunächst sehr günstig. Ähnlich 

wie der CSOK ist auch dieses Darlehen an Bedingungen geknüpft, die 

den Anspruch ärmerer Familien vorwegnehmen sollen, wie z.B. eine 

dreijährige Beschäftigung oder die Einschreibung an einer Hochschule 

(Győri, 2020: 17).  

Dieser Beitrag darf die neuste und vielleicht bedauerlichste aller Än-

derungen, die die Regierung Orbáns im Bereich der Sozialpolitik vorge-

nommen hat, nicht übersehen. Denn die Einführung der Kriminalisie-

rung der Obdachlosigkeit ist das prominenteste Beispiel dafür, wie Un-

garn von einem Land, das vom Prinzip der sozialen Solidarität regiert 

wird, zu einem Regime wurde, das seine Hände von der Verantwortung 

für das Schicksal seiner am meisten benachteiligten Bürger reinwäscht 

und diese zu einer Behandlung verurteilt, die dem europäischen Stan-

dard der Menschenwürde nicht entspricht. Im Jahr 2012 wurde das 

Strafgesetzbuch geändert, um Menschen, die dauerhaft in öffentlichen 

                                    

HUF (ca. 640 EUR) bei drei oder mehr unterhaltsberechtigten Kindern pro 

Monat für jedes Kind. 
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Bereichen leben, zu kriminalisieren. Das (noch nicht vollständig er-

fasste) Verfassungsgericht stellte fest, dass die Bestrafung des unver-

meidlichen Lebens in einem öffentlichen Raum nicht dem Erfordernis 

des Schutzes der Menschenwürde entspricht.
26

 Die Reaktion der Regie-

rung auf das Urteil erfolgte 2013 in Form der Vierten Novellierung des 

Grundgesetzes, die sowohl die nationale Legislative als auch lokale Re-

gierungen ermächtigt, Obdachlosigkeit für ungesetzlich zu erklären, um 

,die öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Ge-

sundheit und kulturelle Werte‘ zu schützen. Der nachfolgende Siebte 

Zusatzartikel von 2018 sah dies ausdrücklich vor: „Die Nutzung eines 

öffentlichen Raumes als gewöhnliche Wohnung ist verboten“. Infolge-

dessen wurde mit dem ungarischen Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

der Straftatbestand des gewohnheitsmäßigen Wohnens im öffentlichen 

Raum eingeführt, wodurch Polizeibeamte befugt wurden, Obdachlose 

nach dreimaliger Anordnung innerhalb von 90 Tagen in Unterkünfte zu 

beordern und sie zu verhaften, wenn sie nicht gehorchen und weiterhin 

auf der Straße schlafen (Chronowski/Halmai, 2019). Dieser Sachver-

halt wurde durch das Gericht besiegelt, das im Juni 2019 entschied, 

dass die Bestrafung von Obdachlosen mit der Verfassung vereinbar ist.
27

 

Richter stellten fest, dass die fragliche Bestimmung nicht die Obdach-

losigkeit als Status kriminalisiert, sondern vielmehr die aktive Weige-

rung des Einzelnen, mit dem Staat zusammenzuarbeiten, um die ver-

fügbare Sozialhilfe in Anspruch nehmen zu können.  

IV.  Vergleich der populistischen Wohlfahrtsverhältnisse 

Zwischen dem polnischen und dem ungarischen Ansatz in der Sozial-

politik lassen sich erhebliche Unterschiede feststellen. Beide Länder ha-

ben zweifellos einen bemerkenswerten Wandel in ihrer Sozialpolitik er-

fahren. Seit Orbáns berühmter Rede, in der er die Errichtung einer 

,Workfare‘ Gesellschaft ankündigte, sind die Aktivitäten der ungarischen 

Regierung in diesem Bereich in der Tat sehr konsequent gewesen. Gro-

ßen Familien (mit mindestens drei Kindern) wird eine umfangreiche So-

zialhilfe angeboten. Kürzungen der Hilfe für Ausgestoßene (erwerbstä-

                                    

26

  Urteil des ungarischen Verfassungsgerichts Nr. 38/2012 (XI. 14.), 12. No-

vember 2012. 

27

  Urteil des ungarischen Verfassungsgerichts Nr. 19/2019 (VI. 18.), 4. Juni 

2019.  
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tige Arme und Arbeitslose) – oder deren vollständige Streichung – för-

dern deren weitere Marginalisierung, und der Staat unternimmt keiner-

lei Anstrengungen, um ihre Eingliederung in die Gesellschaft zu unter-

stützen. Die Möglichkeit dieser beiden gesellschaftlichen Gruppen, sich 

dem ,informellen Sektor‘ zuzuwenden, beweist, dass die neue Steuer-

politik (Pauschalsatz für die persönliche Einkommenssteuer) kontrapro-

duktiv ist. Orbán hat eine klare Vision der ungarischen Gesellschaft, die 

auf dem traditionellen Modell der Familie basiert. In seiner Arbeitsge-

sellschaft erhalten die ohnehin schon Privilegierten auch die meiste Un-

terstützung vom Staat, während die Armen an den Rand der Gesell-

schaft gedrängt werden, weil ihr fehlender Beitrag zu einer gesund funk-

tionierenden Gesellschaft ihnen das Recht auf die Nutzung ihres Reich-

tums (in Form von Leistungen) nimmt. Auf der Grundlage des oben Ge-

sagten lässt sich feststellen, dass Orbán in seiner gesellschaftlichen Vi-

sion dem Individualismus einen hohen Stellenwert einräumt und glaubt, 

dass Erfolg in erster Linie das Ergebnis persönlichen Fleißes und per-

sönlicher Anstrengung ist (Vidra, 2018: 74). Umgekehrt wird Armut als 

das Ergebnis solcher Persönlichkeitsmerkmale wie Faulheit gesehen. In 

diesem Sinne ist Orbán in seiner wirtschaftlichen Vision viel liberaler als 

Kaczyński, da er es vorzieht, die soziale Verantwortung auf die Men-

schen selbst zu verlagern. Diese Denkweise festigt das Vertrauen in die 

,Workfare‘ Sozialpolitik und bestärkt die Überzeugung, dass ihre Leitli-

nien richtig sind. Diese soziale Kurzsichtigkeit und die Tendenz, soziale 

Probleme wie Obdachlosigkeit und Arbeitslosigkeit zu übersehen, wer-

den sie jedoch nicht verschwinden lassen.  

Anders als das gegenwärtige polnische Modell hat die ungarische 

Sozialpolitik eindeutig ihre ausschließende Seite und befindet sich in 

einer eher limitierenden Phase.
28

 Eine Erklärung für diese Art von Dis-

krepanz zwischen den beiden Ländern, die ansonsten analoge politische 

Ziele verfolgen, kann in den unterschiedlichen Wegen gefunden werden, 

die sie in der Übergangszeit von Sozialismus zu Demokratie eingeschla-

gen haben. Die sozialpolitischen Maßnahmen, die nach dem Regime-

wechsel in Ungarn ergriffen wurden, waren keine strenge neoliberale 

Politik. Wie bereits erwähnt, behielt der Staat ein großzügiges Sozial-

leistungssystem bei, um die aus dem Regimewechsel resultierende Ar-

beitslosigkeit auszugleichen. Die Regierung bot vorzeitiges Ausscheiden 

                                    

28

  Die Familienhilfe ist robust, geht aber eindeutig zu Lasten anderer Bereiche 

(Besteuerung, Arbeitslosenunterstützung, Existenzminimum, Wohnraum für 

Obdachlose). 
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aus dem Arbeitsmarkt in Form von Vorruhestands- und Erwerbsunfä-

higkeitsrenten an und führte ein System von Unterstützungsleistungen 

ein. Die anschließende Politik konzentrierte sich eher auf den Abbau 

dieser Privilegien und ging in Richtung eines straforientierten Workfare. 

Man darf nicht vergessen, dass die Übergangssituation in Polen mit der 

Umsetzung der strengsten Wirtschaftspolitik, des so genannten ,Balce-

rowicz-Plans‘, benannt nach dem damaligen Finanzminister
29

, genau 

umgekehrt war. Während die Sparmaßnahmen zur Umwandlung Po-

lens in eine Demokratie beitrugen, wurden viele Menschen durch das 

System zurückgelassen, bis die PiS Lösungen für ihre Probleme anbot. 

In diesem Sinne liegt es auf der Hand, dass die Sozialpolitiken Ungarns 

und Polens verschiedene Arten von Veränderungen in Bezug auf ihre 

Wohlfahrtssysteme anstrebten.  

Es stimmt auch, dass die Politik der Umverteilung den politischen 

Diskurs in Ungarn nicht in der gleichen Weise dominiert wie in Polen. 

Die polnische Art des Populismus ist ein inklusiver Populismus mit ge-

zielten Leistungen, der sich an gesellschaftliche Gruppen wendet, die 

bisher kaum vom politischen Dialog angesprochen wurden (ältere Men-

schen, Arme, Menschen am sozialen Rand). In diesem Sinne unter-

scheidet sich seine Politik extrem von der Orbán-Politik. Kaczyński 

möchte eine Vision der Partei schaffen, die sich an alle Menschen wen-

det. Dies wird durch bereits erwähnte Politiken wie 500+, die 13. Mo-

natsrente und kostenlose Medizin demonstriert. Im Falle Ungarns 

scheint es jedoch nicht so sehr darum zu gehen, die alten Wähler zu 

konsolidieren und neue zu gewinnen, sondern vielmehr darum, eine 

spezifische Vision der Gesellschaft zu prägen. Die ungarische Regierung 

will ein Land aufbauen, das auf dem Arbeitsethos basiert, ein Land er-

folgreicher Menschen, das auf traditionellen Werten wie denen der Fa-

milie basiert, aber dennoch modern und vor allem wohlhabend ist. In 

Polen existiert ein anderes Bild, und es wird anders umgesetzt. Die Rhe-

torik der PiS ist die Rhetorik der Inklusivität. Das bedeutet jedoch nicht, 

dass es sich dabei um zwei verschiedene Populismen handelt, einen 

sozialen und einen unsozialen. Es handelt sich um zwei Populismen, 

die unterschiedliche soziale Visionen vom Staat fördern und realisieren. 
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  Manchmal auch als 'Schocktherapie' bezeichnet, war eine Methode des ra-

schen Übergangs von einer staatsbasierten, zentralistisch geplanten Wirt-

schaft zur kapitalistischen Marktwirtschaft, die 1989 eingeführt wurde. Be-

nannt nach ihrem Autor, dem polnischen Minister und Wirtschaftswissen-

schaftler Leszek Balcerowicz. 
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V.  Ein Kampf gegen das Unbekannte – Identitätspolitik in 

Ungarn und Polen 

Nachdem wir die verschiedenen sozioökonomischen Dimensionen der 

ungarischen und polnischen Politik umrissen haben, können wir uns 

nun einer Analyse der Rolle kultureller Faktoren als Argumente zuwen-

den, die die Unterstützung für populistische Parteien stärken. Die Un-

terscheidung zwischen der Wichtigkeit kultureller und ökonomischer 

Fragen ist für das Verständnis der Haltung der PiS-Wähler von grundle-

gendem Wert. Es ist auch von entscheidender Bedeutung, das Zusam-

menspiel dieser beiden Gruppen von Aussagen zu erfassen, wodurch 

solche Argumente mit doppelter Wucht ins Bewusstsein der Wähler ge-

langen.  

Sowohl Ungarn als auch Polen entwickelten ein Parteiensystem mit 

einer starken ideologischen Polarisierung, wobei die Wählerschaft ,für 

die Regierung‘ oder ,in der Opposition‘ war (was die rein populistische 

Spaltung zwischen ,uns‘ und ,ihnen‘ widerspiegelt) und einen hohen 

Konsolidierungsgrad hatte (Fábián/Gábos/Kopasz et al., 2014: 337). 

Diese neue politische Spaltung konzentriert sich vor allem auf kulturelle 

Fragen (Mudde/Kaltwasser, 2013: 167). Wenn man den Populismus 

Polens und den Populismus Ungarns in Bezug auf ihre Sozialpolitik ver-

gleicht, scheint Kaczyńskis Vision viel inklusiver zu sein und auf die 

Partizipation bisher ausgeschlossener sozialer Gruppen zu zielen, wäh-

rend Orbáns Regime eher mit exkludierenden Formen des Populismus 

in Verbindung gebracht werden sollte, mit offensichtlichen Ähnlichkei-

ten zu der von Trump oder Le Pen propagierten Politik (Mudde/Kalt-

wasser, 2013). Berücksichtigt man jedoch die soziokulturellen Ele-

mente, die in Ungarn und Polen auftauchen – Ressentiments gegenüber 

liberalen Werten, Einwanderung, Multikulturalismus – steht außer 

Zweifel, dass beide eine extrem ausschließende Politik beinhalten.  

Im Gegensatz zu den Befürwortern der These, dass die wirtschaftli-

chen Faktoren für den populistischen Erfolg in den mittel- und osteuro-

päischen Ländern ausschlaggebend sind, betonen einige Wissenschaft-

ler, dass dieser Machtwechsel keine Folge der Wirtschaftskrise war, 

sondern im Gegenteil, trotz anhaltender wirtschaftlicher Prosperität 

stattfand. Die logische Überzeugung, dass antidemokratische Umkeh-

rungen tendenziell in Zeiten wirtschaftlicher Rezession erfolgen, wäh-

rend ein hoher wirtschaftlicher Entwicklungsstand das Risiko autoritärer 

Umkehrungen verringert (Sadurski, 2019: 169), trifft weder auf den 

polnischen Fall zu, noch ist sie im ungarischen Kontext richtig. Es gibt 
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viele Argumente für diese These, aber Francis Fukuyamas Verständnis 

von Identitätspolitik
30

 scheint die Quelle der zutreffendsten Behauptun-

gen zu sein. Er bemerkte, dass viele Gelehrte zwar davon ausgehen, 

dass Menschen durch das motiviert sind, was wir als ,Vorlieben‘ oder 

,Nützlichkeit‘, d.h. materielle Güter, bezeichnen, aber dabei vergessen 

sie den Thymos, den Teil der menschlichen Seele, der sich nach Aner-

kennung durch andere sehnt, oder die Megalothymie, die Anerkennung 

als überlegen. Er findet, dass ein großer Teil dessen, was wir konventi-

onell für eine ökonomische Motivation halten, die von materiellen Be-

dürfnissen oder Wünschen angetrieben wird, in Wirklichkeit ein thymo-

tischer Wunsch nach Anerkennung der eigenen Würde oder des eigenen 

Status ist. Nach Fukuyama kann dieses Streben nach Identität nicht mit 

wirtschaftlichen Bestrebungen in Verbindung gebracht werden, denn 

das Recht auf soziale Anerkennung aufgrund von Rasse, Ethnie oder 

Geschlecht als solches kann nicht gegen andere Güter eingetauscht o-

der in irgendeiner Weise abgekürzt werden (Fukuyama, 2019: 122). 

Anstatt sich auf die Identität zu beziehen, sehen einige Wissenschaftler 

den sozialen Status als ein Merkmal an, das sowohl durch materielle 

Umstände als auch durch vorherrschende kulturelle Überzeugungen be-

dingt ist (Fukuyama, 2019:62). Ihrer Meinung nach wäre es genau die-

ser Status und die Angst vor seiner Degradierung, der die Menschen 

dazu treibt, rechtspopulistische Parteien zu unterstützen.  

Eine soziologische Studie, die die Gründe für die Entstehung des 

Populismus in Polen untersucht (Gdula, 2017), bestätigt die Richtigkeit 

dieser Thesen im europäischen Kontext. Anlass für Gdulas Studie war 

die Vermutung, dass die vorhandenen Erklärungen, die vor allem den 

wirtschaftlichen Hintergrund der Rechtswende in der Politik hervorhe-

ben, unzureichend erscheinen und nicht zu einem umfassenden Ver-

ständnis der polnischen Verhältnisse beitragen. Eingehende Interviews, 

die als primäre Methodik in dieser Untersuchung verwendet wurden, 

haben gezeigt, dass die Unterstützung für die PiS stark mit dem Glau-

ben an die korrupte Natur früherer politischer Eliten sowie mit der Vi-

sion von Gemeinschaft (die zu einem großen Teil auf dem Engagement 

für institutionelle Veränderungen aufbaut) verbunden ist, die Kaczynskis 

Partei ihren Wählern bietet (Gdula, 2017: 3). Von entscheidender Be-

deutung sind die soziokulturellen Fragen der Religion im öffentlichen 

Leben, Abtreibung und Elemente der EU-Integration, die für die Fragen 
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  Das Konzept wird vom Autor in seinem zuletzt erschienenen Buch (Fukuyama, 

2019) in erweiterter Form entwickelt. 
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der kulturellen Autonomie, der staatlichen Souveränität und der Vertei-

digung traditioneller und familienbezogener Werte von Bedeutung sind. 

Die Gesamtbeurteilung lautete, dass bei den Wählern der PiS soziale 

Argumente gegenüber wirtschaftlichen überwogen (Markowski, 2019). 

Dasselbe gilt für Ungarn, wo das Hauptelement von Orbáns Politik die 

Erzählung über die nationale Identität ist. Sie ist der Faktor, der auch 

unter den Armen die größte Unterstützung für die Regierung gewinnt. 

Dies gilt trotz einer ungünstigen Sozialpolitik, die auf diese gesellschaft-

lichen Gruppen ausgerichtet ist (oder vielleicht sollte man besser sagen: 

gegen sie). Ich erinnere hier noch einmal an die Kriminalisierung der 

Obdachlosigkeit, den Entzug der Steuerprivilegien für die Ärmsten und 

die Verkürzung der Dauer der Arbeitslosenunterstützung auf 3 Monate. 

(Unter allen EU-Ländern ist dies zu diesem Zeitpunkt der kürzeste Zeit-

raum für den Bezug solcher Hilfen
31

).  

Das von Gdula als Neo-Autoritarismus bezeichnete Phänomen ent-

spricht der Beschreibung der Identitätspolitik, die Francis Fukuyama 

gründlich definiert hat. Die gemeinsamen Nenner dieser Phänomene, 

die beide Autoren erwähnen, bestehen darin, dass sie Vertreter ver-

schiedener Klassen zusammenbringen, die versprechen, mit dem Es-

tablishment abzurechnen, eine stolze nationale Gemeinschaft auf der 

Grundlage eines klar definierten Identitätsgefühls zu schaffen und das 

Gefühl der Macht sowohl gegenüber Eliten als auch gegenüber ver-

wundbaren Gruppen wie Flüchtlingen zu verstärken. Im Einklang mit 

Fukuyamas Vorstellung von der Irrelevanz (oder, wie sich später zeigen 

wird, der Nebensächlichkeit) der wirtschaftlichen Anreize, hat die For-

schung bewiesen, dass die Anhänger der Regierung nicht immer mit 

dieser  Erzählung der ,Zurücklassung‘ einverstanden sind. Einige Perso-

nen aus der Mittelschicht, die für die PiS Partei stimmen, befinden sich 

aufgrund des Wirtschaftswachstums in einer guten materiellen Lage. 

Ihre Desillusionierung gegenüber früheren Regierungen wird durch eine 

Zunahme von Bestrebungen verursacht, die über materielle Fragen hin-

ausgehen. Die Besonderheit der PiS-Politik lässt diese Bestrebungen in 

dem Sinne Wirklichkeit werden, dass sie den Eindruck einer Überlegen-

heit gegenüber den degenerierten Eliten und schwachen Minderheiten-

gruppen erwecken (Gdula, 2017: 36).  

                                    

31

  Informationen aus der Datenbank des Mutual Information System on Social 

Protection, in der vergleichende Tabellen zur Arbeitslosenpolitik zu finden 

sind. Verfügbar unter: https://www.missoc.org/missoc-database/comparative-

tables/. 
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Allerdings darf man das Ausmaß der sozioökonomischen Probleme 

im mittel- und osteuropäischen Kontext nicht unterschätzen. Dies 

schließt die Wahrhaftigkeit der Thesen Fukuyamas nicht aus, wonach 

materielle Fragen identitätspolitisch irrelevant sind (Fukuyama, 2019: 

122). In Polen hat die Anerkennung der Marginalisierten auch ihre wirt-

schaftliche Dimension. Den Menschen wurde nicht nur Aufmerksamkeit 

geschenkt, indem man über ihre Probleme sprach und sie in den Vor-

dergrund der täglichen politischen Debatte rückte, sondern es wurden 

auch konkrete rechtliche Maßnahmen ergriffen, um diese Probleme an-

zugehen. Solche Initiativen stärkten die Glaubwürdigkeit der Partei in 

den Augen ihrer Wähler und belebten das Gefühl der Zugehörigkeit un-

ter den am stärksten benachteiligten Gesellschaftsschichten. Die Iden-

titätspolitik hat einen Beitrag zu der von der gegenwärtigen Regierungs-

mehrheit angestoßenen Debatte geleistet, während die Sozialpolitik ihre 

natürliche Folge ist. Diese beiden Politiken beweisen, dass diese spezi-

elle Regierungspartei im Gegensatz zu früheren Regierungen den Wor-

ten Taten folgen lassen kann. Die Auseinandersetzung mit kulturell mo-

tivierten Themen, von denen viele auch wirtschaftliche Fragen berüh-

ren, wäre ohne die spätere Einführung entsprechender Wohlfahrtspro-

gramme nicht glaubwürdig.  

Von all den oben genannten Themen ist das Migrationsproblem das 

vielfältigste, da es ein Fall ist, bei dem sowohl die kulturellen als auch 

die sozioökonomischen Kämpfe aufeinander treffen. Denn man muss 

bedenken, dass der Kern der sozioökonomischen Argumente zwar in 

erster Linie in Bezug auf Familienpolitik, Wohnen oder soziale Sicher-

heit sichtbar wird, bleibt aber auch im Kontext der Migration relevant 

(Sadurski, 2019: 169). Erstens wird argumentiert, dass der Zustrom 

von im Ausland geborenen Menschen
32

 sowohl nach Polen als auch 

nach Ungarn weitreichende Auswirkungen auf die interne Situation der 

Staaten in Bezug auf Arbeitsplätze, Löhne und Sozialleistungen haben 

wird (Norris/Inglehart, 2019: 167). Genauso viel Aufmerksamkeit wird 

jedoch den kulturellen Auswirkungen geschenkt, die eine solche Migra-

tion auf die Gesellschaft und ihre tief verwurzelten Werte haben könnte. 

Die populistische Behauptung ist, dass mit dem Zustrom von Auslän-

dern auch die Identität, der Lebensstil und der europäische christliche 

Stammbaum bedroht werden. Ressentiments entstehen in der Gesell-

schaft als Reaktion auf die Sorge, Privilegien an untergeordnete Grup-

pen zu verlieren (Norris/Inglehart, 2019: 189). Obwohl Einwanderung 
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  Gemeint sind sowohl Einwanderer als auch Flüchtlinge. 
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für eine Volkswirtschaft hilfreich sein kann – oder auch nicht –, wird sie 

fast immer als Bedrohung der kulturellen Identität angesehen (Fuku-

yama, 2019: 89). 

VI.  Ein europäischer Zankapfel – die Migrantenkrise 

Da eines der zentralen Mittel von Befürwortern der Identitätspolitik da-

rin besteht, ständig Feindseligkeit und Ressentiments gegenüber Ein-

wanderern und Flüchtlingen zu verbreiten (Mudde/Kaltwasser, 2013), 

erscheint es angebracht, die Einwanderungspolitik beider Länder in den 

letzten Jahren genauer zu betrachten. Ein kurzer Blick auf die europäi-

schen Zuwanderungsgesetze lässt den Schluss zu, dass sowohl Ungarn 

als auch Polen in dieser Frage sehr aktiv waren, und dass ihre Stand-

punkte als Gegner gemeinsamer europäischer Regelungen sehr ähnlich 

waren. 

Bevor auf weitere Einzelheiten eingegangen wird, ist eine kurze 

Randnotiz wertvoll, die als Hintergrund für die nachfolgenden Bemer-

kungen dienen soll. Die polnischen und ungarischen Behörden argu-

mentieren mit dem voraussichtlichen Verlust der christlichen Identität 

beider Länder, die infolge der verstärkten Einwanderung, durch die ,Ide-

ologie‘ des Multikulturalismus ersetzt würde. Ein solcher Prophetismus 

erscheint noch unzuverlässiger, wenn man ihm die entsprechenden Da-

ten gegenüberstellt. Einem OECD-Bericht über Einwanderung zufolge 

sind nur etwa 2 % der polnischen Bevölkerung im Ausland geboren 

(davon 34 % Ukrainer, 12 % Deutsche und 12 % Weißrussen). Was 

die Zahl der Asylbewerber betrifft, so ging sie 2018 um 20 % zurück 

und erreichte etwa 2400. Von allen im Jahr 2018 getroffenen Entschei-

dungen waren lediglich 13,7 % positiv (OECD, 2019: 266). In Ungarn 

ist der Anteil der im Ausland Geborenen etwas höher als in Polen, be-

trägt aber immer noch nur 5 %. (Davon sind 40 % Ausländer rumäni-

scher, 11 % ukrainischer und 8 % serbischer Herkunft). Im Jahr 2018 

ging die Zahl der Asylbewerber zurück und erreichte nur noch rund 600. 

Von den 1000 Entscheidungen, die im Jahr 2018 getroffen wurden, 

waren 38 % positiv (OECD, 2019: 238). Im Vergleich zu anderen eu-

ropäischen Ländern sind Ungarn und Polen nach wie vor sehr homogen. 

Während die Entscheidung über die Aufnahme von Flüchtlingen in ers-

ter Linie eine innenpolitische ist, die von der souveränen Entscheidungs-

findung der Länder abhängt, würde die Öffnung der Grenzen für nicht 
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mehr als ein paar tausend Menschen
33

 nur wenig an der Vielfalt der 

betreffenden Länder ändern, ganz zu schweigen von einer Änderung ih-

res Wertesystems.  

Während die einwandererfeindliche Stimmung in der populistischen 

Rhetorik an erster Stelle steht, sind beide Regierungen bereits von Wor-

ten zu Taten übergegangen. Im Jahr 2015 musste sich Europa mit der 

so genannten größten Flüchtlingskrise in Europa seit dem Ende des 

Zweiten Weltkrieges auseinandersetzen (Reuters, 2015). Tausende von 

Menschen stürmten die Außengrenzen der Europäischen Union und 

brachten Griechenland und Italien in die schwierigste Lage. Die Mit-

gliedsstaaten mussten einen Ausweg aus dieser Situation finden und 

entschieden sich für die Solidarität mit den Flüchtlingen. Für Personen, 

die eindeutig internationalen Schutz benötigten, wurde ein temporäres 

Verteilungsschema erfunden, um eine faire und ausgewogene Beteili-

gung aller Mitgliedsstaaten an dieser gemeinsamen Anstrengung zu ge-

währleisten (Europäische Kommission, 2015: 4). Zunächst wurde be-

schlossen, 40.000 Flüchtlinge umzusiedeln, eine Zahl, die später um 

weitere 120.000 erhöht wurde. Polen und Ungarn gehörten von Anfang 

an zu den Ländern, die sich auf keine verbindlichen Lösungen einigten 

(Norris/Inglehart, 2019: 185). Trotz des Widerstands mehrerer Länder 

wurde der Plan angenommen, doch obwohl er verbindlichen Charakter 

hatte, musste die Entscheidung auf nationaler Ebene umgesetzt wer-

den. Die Zahl der in ein Land geleiteten Flüchtlinge hing von mehreren 

Faktoren ab, wie der Bevölkerungszahl, dem BIP, der Zahl der Asylan-

träge und der Zahl der neu angesiedelten Flüchtlinge im Zeitraum 

2010-2014 sowie der Arbeitslosenquote (Europäische Kommission, 

2015: 19). Wie bereits erwähnt, waren die Kontingente nicht erheblich, 

so lag beispielsweise die Zahl der Flüchtlinge, die nach Polen kommen 

sollten, viereinhalb Mal niedriger als die für Deutschland vorgesehene 

Zahl. Der EU-Verlagerungsplan scheiterte aus mehreren Gründen, aber 

im Falle Polens und Ungarns war dies zweifellos eine Frage der Verzö-

gerung, da ein Vorhandensein sozialer oder wirtschaftlicher Hindernisse 

nicht mit Recht angenommen werden konnte. Polen und Ungarn sind 

nach wie vor die einzigen Länder, die überhaupt keine Menschen um-

gesiedelt haben (Europäische Kommission, 2017b).  
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  Nach den Umsiedlungsquoten der EU sollte Ungarn 1294 Flüchtlinge aufneh-

men und Polen 6182 (Šelo Šabić, 2017: 6).  
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Als Folge der damaligen Gegenmaßnahmen Polens und Ungarns, 

die darauf abzielten, die von der EU auferlegten Verpflichtungen zu um-

gehen, wurde die Einleitung eines Verfahrens wegen eines möglichen 

Verstoßes gegen EU-Recht zur Notwendigkeit. Am 2. April 2020 erließ 

der EuGH ein Urteil
34

, in dem er feststellte, dass Polen, Ungarn und die 

Tschechische Republik (gegen die das Verfahren ebenfalls stattfand) 

gegen ihre Verpflichtungen aus dem EU-Recht verstoßen haben, indem 

sie sich weigerten, den befristeten Mechanismus für die Neuansiedlung 

von internationalen Schutz beantragenden Personen einzuhalten. Der 

Gerichtshof der Europäischen Union stellte fest, dass nach den Umsied-

lungsentscheidungen die nationale Sicherheit und die öffentliche Ord-

nung während des gesamten Umsiedlungsverfahrens bis zur tatsächli-

chen Überstellung des Antragstellers auf internationalen Schutz zu be-

rücksichtigen seien
35

. Um sich auf die oben genannten Gründe zu beru-

fen, mussten sich diese Behörden daher nach einer Einzelfalluntersu-

chung auf schlüssige, objektive und spezifische Beweise stützen, die 

den Verdacht begründeten, dass der fragliche Antragsteller eine tatsäch-

liche oder potenzielle Gefahr darstellt
36

. Da sie eine solche Argumenta-

tion nicht vorbrachten, wies das Gericht ihre Argumente zurück. Wie zu 

erwarten war, hat das Urteil in der Öffentlichkeit in Ungarn und Polen 

nicht viel Aufmerksamkeit erregt und auch nicht zum Nachdenken an-

geregt. Die populistische Rhetorik widerspricht nach wie vor grundle-

gend der EU-Vision und ist in den jeweiligen nationalen politischen De-

batten
37

 nach wie vor weit verbreitet. 

                                    

34

  EuGH, Rs. C-715/17, C-718/17 und C-719/17 Urt. vom 19.04.2020, E-

CLI:EU:C:2020:257.  

35

  Ebd. Rn. 149.  

36

  Ebd. Rn. 160. 

37

  Das Problem der polnischen migrantenfeindlichen Haltung ist breit gefächert 

und umfasst nicht nur die Verweigerung der Aufnahme von Flüchtlingen aus 

Afrika und dem Nahen Osten. Nach dem jüngsten Urteil des EGMR (M.K. u.a. 

gegen Polen, 40503/17, 42902/17 und 43643/17, Urt. vom 23.07.2020) 

über die Ausweisung weißrussischer Staatsangehöriger aus Polen ist dies eine 

Frage einer umfassenderen Staatspolitik. Sie besteht darin, Anträge auf inter-

nationalen Schutz nicht zur Prüfung anzunehmen und Personen, die um in-

ternationalen Schutz ersuchen, in ihre Herkunftsländer zurückzuschicken. In 

diesem besonderen Fall wurde festgestellt, dass Polen gegen Artikel 4 des 

Protokolls Nr. 4 zur Konvention verstoßen hat.  
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Im Jahr 2018 verabschiedete Ungarn die so genannte ,Stop-Soros-

Gesetzgebung‘, die Aktivitäten zur Unterstützung von Asylanträgen kri-

minalisiert und das Recht, Asyl zu beantragen, weiter einschränkt. Ei-

nes der Elemente des Pakets war die Kriminalisierung der ,Beihilfe zur 

illegalen Einwanderung‘, mit der die bereits bestehenden Verbote des 

Strafgesetzbuches auf alle Arten von organisatorischen Aktivitäten aus-

gedehnt wurden, die nicht direkt mit der illegalen Einwanderung zu-

sammenhängen (Kazai, 2019). Infolge des unbefriedigenden Dialoges, 

der auf die Aufhebung der Gesetze abzielte, hat die Europäische Kom-

mission den Fall an den EuGH verwiesen. In einem Urteil vom 18. Juni 

2020 wurde das ungarische Gesetz für unvereinbar mit dem EU-Recht
38

 

befunden. Das Gericht stellte fest, dass es mit dem EU-Recht unverein-

bar ist, bestimmten zivilgesellschaftlichen Organisationen, die Unter-

stützung aus dem Ausland erhalten, Registrierungs- und Veröffentli-

chungspflichten aufzuerlegen. Das Gleiche galt für die Möglichkeit, 

Sanktionen gegen Organisationen zu verhängen, die diese Pflichten 

nicht erfüllen. Auf diese Weise habe Ungarn diskriminierende und un-

gerechtfertigte Beschränkungen eingeführt, sowohl in Bezug auf die 

fraglichen Organisationen als auch auf die Personen, denen sie eine 

solche Unterstützung gewähren.
39

 

Die oben erwähnte Haltung der Staaten ist Teil einer konsequenten 

und robusten Anti-Einwanderungs-Rhetorik. Beide Urteile verdeutlichen 

auch die Bedeutung kultureller Argumente für eine populistisch geführte 

Politik. Sowohl Orbán als auch Kaczyński sind sich der Tatsache be-

wusst, dass die starke Haltung ihrer Regierungen gegen die europäische 

Migrationspolitik für ihre Befürworter am wichtigsten ist. So schaffen 

sie verlässlich ihr Image als Verteidiger der christlichen Identität, die 

das Land vor einem Zustrom unerwünschter Fremder schützt. Der ge-

                                    

38

  Rs. C-78/18 Urt. vom 18/06/2020 ECLI:EU:C:2020:476. 

39

  Ebd. Rn. 143. Abgesehen von diesem Fall ist vor dem EuGH ein weiterer Fall 

(Rs. C-808/18) anhängig, der das ungarische Migrationsgesetz betrifft. Das 

Gericht wird die Vereinbarkeit eines wesentlichen Teils der ungarischen 

Rechtsvorschriften über die Verfahren zur Prüfung von Asylanträgen und zur 

Rückführung von Drittstaatsangehörigen, die sich illegal im Staatsgebiet auf-

halten, mit dem EU-Recht prüfen. Zum jetzigen Zeitpunkt sind nur die Schlus-

santräge des Generalanwalts Pikamäe veröffentlicht worden, in denen festge-

stellt wird, dass die Gesetzgebung weiterhin gegen EU-Recht verstößt (Rs. C-

808/18, Schlussanträge des Generalanwalts Pikamäe vom 25.06.2020, E-

CLI:EU:C:2020:493).  
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genwärtige Wortlaut der ungarischen Verfassung bezieht sich ausdrück-

lich auf den Schutz der nationalen Identität (Kazai, 2019). Sie wirft die 

Frage auf, was genau diese christlichen Werte sind, wenn sie nicht eine 

Geste der Solidarität gegenüber den Bedürftigen vorsehen. Für Populis-

ten geht es dabei nicht um die Mitverantwortung der internationalen 

Gemeinschaft, denn die europäische Gemeinschaft ist ,nur imaginär‘ 

(Shotter/Huber, 2018). 

VII.  Schlussfolgerung 

Zwei weitere Fragen sollten in Betracht gezogen werden, um alle oben 

genannten Punkte abzuschließen. Die populistischen Wohlfahrtspro-

gramme und ihre Akzeptanz in den Gesellschaften Ungarns und Polens 

wurden ausführlich behandelt. Die Rolle der kulturbezogenen Rhetorik 

bei der Gewinnung von Unterstützung für diese Regierungen ist unwi-

derlegbar und wird unterschätzt. Es bleibt jedoch die Frage unbeant-

wortet, ob die Menschen mit der von Populisten geführten Politik zu-

frieden sind und welche Art der politischen Formation eine anständige 

Alternative für die gegenwärtigen Regimes darstellen könnte. Denn die 

Antwort ist vielleicht nicht so selbsterklärend, wie man erwarten würde. 

Wie eine Studie über die Bedeutung sozialdemokratischer Werte für 

die ungarische Gesellschaft zeigt (Bíró-Nagy/Laki, 2018), ist die Unter-

stützung für Fidesz nach wie vor auf hohem Niveau und scheint, wie im 

Falle Polens, allen äußeren Faktoren gegenüber gleichgültig zu sein. Die 

Regierungspartei genießt von allen ungarischen Parteien den höchsten 

Prozentsatz des öffentlichen Vertrauens. Im Rahmen der Untersuchung 

wurde die Einstellung der Öffentlichkeit zu sozialen Problemen wie den 

folgenden analysiert: Ungleichheiten, Steuersystem, Arbeits- und Be-

schäftigungsfragen, Wohnen, Lebensbedingungen, grundlegende öf-

fentliche Dienstleistungen, Gleichstellung der Geschlechter, Umwelt-

schutz und soziale Mobilität. Aus der Untersuchung geht hervor, dass 

die sozialdemokratischen Werte für die Fidesz-Wähler weiterhin rele-

vant sind. Leider haben sie noch nicht bemerkt, dass die politische Kraft 

ihrer Wahl nichts anderes getan hat, als gegen solche Werte und gesell-

schaftliche Prozesse zu kämpfen. Obwohl mehrere Politiken von Fidesz 

eindeutig gegen Werte sozialdemokratischen Ursprungs gerichtet sind, 

halten die Wähler die Koalition nach wie vor für die glaubwürdigste 

politische Formation in Bezug auf soziales Engagement. Es gab keine 

einzige Frage, bei der Glaubwürdigkeit von Fidesz unter 40 % fallen 

würde (Bíró-Nagy/Laki, 2018: 6). Genau dieselbe Regelmäßigkeit gilt 
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für die PiS, die nach mehr als fünf Jahren Regierungszeit immer noch 

Unterstützungserklärungen von 44 % der polnischen Wähler erhält 

(CBOS, 2020). Die mit der Fidesz-Politik unzufriedenen ungarischen 

Bürger hingegen betrachten den Zustand des Gesundheitssystems, 

niedrige Löhne und die Ungleichheiten zwischen arm und reich als die 

größten Herausforderungen für das Land (Bíró-Nagy, 2019: 2). Als sie 

gebeten wurden, Fidesz mit bestimmten Adjektiven zu beschreiben, 

wählten die meisten Befragten die Begriffe ,korrupt‘ und ,die Reichen 

begünstigend‘ (Bíró-Nagy, 2019: 4). 

Wenn wir versuchen, die Frage nach einer möglichen Alternative zu 

populistischen Regierungen anzugehen, kommen wir zum Kern des 

Problems, nämlich zu einer weithin anerkannten Vertrauenskrise gegen-

über Politikern und politischen Parteien im Allgemeinen, einschließlich 

linker Parteien im Besonderen. Denn eine Antwort auf die sozioökono-

mischen Bedürfnisse und Bürger allein kann die Menschen nicht dazu 

bewegen, den Populisten den Rücken zu kehren und der Opposition 

eine Chance zu geben. Wissenschaftler betonen, dass in Gesellschaften, 

in denen Fremdenfeindlichkeit, Nationalismus und Verschwörungsthe-

orien auftauchen (Norris/Inglehart, 2019: 187), die Wiedergewinnung 

von Glaubwürdigkeit durch das Festhalten an wirtschaftlichen und so-

zialen Themen nicht unbedingt einen Sieg bei den Wahlen garantiert 

(Bíró-Nagy/Laki, 2018: 3). Die Kombination von wirtschaftlichen und 

kulturellen Argumenten, die die Populisten ihren Befürwortern anbieten, 

hat mehr Begeisterung hervorgerufen als der rein wirtschaftliche Diskurs 

(mit sozialen Elementen), der traditionell von der linken Seite der poli-

tischen Szene geführt wird. Populisten machen sich die Auseinander-

setzung mit wirtschaftlichen Fragen zunutze, während sie sich gleich-

zeitig mit den nationalen Werten beschäftigen. Sie haben die Rhetorik, 

die traditionell dem linken Flügel zugerechnet wird, übernommen und 

ihr die Komponente ,Identität‘ hinzugefügt. Abgesehen davon liegt das 

Problem der heutigen Linken in den besonderen Formen der Identität, 

die sie zunehmend feiert, während sich die populistische Rhetorik an 

die Gesellschaft als Ganzes richtet. Anstatt Solidarität um große Kollek-

tive wie die Arbeiterklasse oder die wirtschaftlich Ausgebeuteten herum 

aufzubauen, hat sich die Linke auf die Marginalisierung immer kleinerer 

Gruppen (Frauen, die LGBTQ-Gemeinschaft, Menschen mit Behinde-

rungen) auf spezifische Weise konzentriert (Fukuyama, 2019: 90). 

Auch wenn es den Anschein haben mag, dass sich in Polen alle gegne-

rischen Parteien in ihrem Kampf gegen die PiS zusammengeschlossen 
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haben, waren sie nicht in der Lage, ein Programm vorzulegen, das nicht 

nur aus einer reinen Anti-PiS-Rhetorik bestand. 

Der populistische Erfolg in Polen und Ungarn beruht nicht nur auf 

einer Rhetorik, die eine große Zahl von Menschen erreicht und diese vor 

allem als Wähler gewinnt (aufgrund der Vereinnahmung durch die öf-

fentlichen Medien; Bajomi-Lázár, 2015). Die Populisten sowohl in Po-

len als auch in Ungarn sind bei der Umsetzung ihrer Sozialpläne, die 

sich zwar im Detail unterscheiden, aber in grundlegenden Fragen sehr 

nahe beieinander liegen, äußerst konsequent gewesen. Kaczyński und 

Orbán haben unterschiedliche soziale Visionen vom Staat, die darauf 

abzielen, bestimmte soziale Gruppen für sich zu gewinnen. Im Falle von 

Kaczyński scheint es sich um eine viel offenere und inklusivere Vision 

zu handeln, d.h. offensichtlich um eine interne Inklusivität, und zwar 

eine Inklusivität, die sich an die Bürger des Landes wendet, da die po-

pulistische Haltung gegenüber Migranten entschieden gegenteilig ist. 

Der Aufbau eines politischen Diskurses auf der Grundlage von Argu-

menten, die sowohl auf wirtschaftlichen als auch auf kulturellen Fragen 

beruhen und für die Regierungen beider Länder charakteristisch sind, 

ist zweifellos eine äußerst wirksame Maßnahme und gleichzeitig eine, 

auf die andere Parteien nicht kompetent reagieren können. Mittelosteu-

ropa braucht eine solide Alternative, um populistischen Regimes entge-

genzutreten. Bislang ist weder in Polen noch in Ungarn eine solche Ini-

tiative entstanden. Die Linke muss ihre Vision der Oppositionspolitik 

überdenken, da sich ihre derzeitige Version als unbefriedigend erwiesen 

hat. Die größte Herausforderung wird darin bestehen, auf die Menschen 

zuzugehen und ihre Glaubwürdigkeit wiederherzustellen. Was als eines 

der schwerwiegendsten Versäumnisse von Politikern im Allgemeinen, 

auch der Linken, bezeichnet werden kann, ist ihre Überzeugung, dass 

Wirtschaftsfragen die einzigen Argumente sind, die die Menschen, die 

für PiS und Fidesz stimmen, überzeugen. Ein solches Denken ignoriert 

die Bedeutung kultureller Argumente, deren Einbeziehung die Einzigar-

tigkeit populistischer Rhetorik beweist. Solange die Opposition dieses 

Verhältnis nicht wahrnimmt, lässt sich die populistische Sackgasse 

nicht vermeiden.  
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